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Anspruch an 
Bildung 

Motto: Bildung für alle von 
Anfang an. Für eine demokra‐
tische Bildungsreform mit 
sozialer Ausrichtung.  

‐ das Recht auf Bildung, ein‐
schließlich beruflicher 
Ausbildung, im Grundgesetz 
verankern 

‐ Selbstbestimmung, berufli‐
che Perspektive und ein 
verantwortungsvolles, solida‐
risches Miteinander 

Motto: Bildung ist Menschen‐
recht. Sie ist Voraussetzung 
für Chancengleichheit. 

‐ Investition in Wohlstand 
durch Qualifizierung von 
Fachkräften  

‐ Integration des Einzelnen in 
die Gesellschaft, indem Bil‐
dung ungleiche individuelle 
Ausgangsbedingungen über‐
windet. 

Motto: Bildung statt Beton. 
Zugang zu Bildung ist zentrale 
Gerechtigkeitsfrage. 

‐ Erziehung zur Selbstverant‐
wortung, Handlungsfähigkeit 
und Mündigkeit 

‐ zentral für Wettbewerbsfä‐
higkeit von Unternehmen 
und Wissenschaft 

‐ Freude am Umgang mit 
fremden Kulturen und der 
Natur  

Motto: Bundesrepublik als 
Bildungsrepublik ausbauen. 
Chancengerechtigkeit von 
Anfang an.  

‐ Zukunftsvorsorge für den 
Einzelnen und die Gesell‐
schaft 

‐ Quelle der kulturellen Ent‐
wicklung, des sozialen 
Zusammenhalts wie auch des 
wirtschaftlichen Erfolgs 

Motto: Bildung ist Bürger‐
recht. Faire Bildungschancen 
für alle.  

‐ gesellschaftliche Teilhabe 
und Grundlage für Innovation 
und gesellschaftliche Ent‐
wicklung.  

‐ Wettbewerb um Lösungen 
und Vielfalt, die Begabungen 
der Kinder am besten fördert. 

 

Bildungs‐
finanzierung 
& ‐planung 

‐ einen nationalen Bildungs‐
pakt auflegen: öffentliche 
Bildungsausgaben auf min‐
destens 7 Prozent des BIP 
erhöhen 

‐ eine Gemeinschaftsaufgabe 
Bildung von Bund und Län‐
dern im Grundgesetz 
verankern 

‐ bis 2015 mindestens 7 Pro‐
zent des BIP für Bildung und 
3 Prozent für Forschung und 
Entwicklung.  

‐ Bildungszuschlag auf sehr 
hohe Einkommen 

‐ Solidaritätszuschlag zum 
Teil in einen Bildungssoli 
umwandeln 

‐ Erbschaftssteuer reformie‐
ren und Mittel für Bildungs‐
investitionen freisetzen 

‐ widersinniges Kooperati‐
onsverbot im Bildungsbereich 
wieder aufheben 

‐ bis 2015 gesamtstaatlich 10 
Prozent in Bildung und For‐
schung investieren 

‐ Bildung bleibt Ländersache. 
Gleichzeitig wachsen die 
länderübergreifende Verant‐
wortung und die Notwendig‐
keit, in zentralen Handlungs‐
feldern nationale Ziele und 
abgestimmte Maßnahmen 
von Bund und Ländern zu 
verabreden 

‐ möglichst bis 2010 mindes‐
tens 3 Prozent des BIP für 
Forschung und 7 für Bildung 

‐ Drei‐Säulen‐Modell aus 
staatlicher Grundfinanzie‐
rung, Studienbeiträgen und 
Eigenvermögensaufbau der 
Hochschulen. 

‐ Stiftungs‐, Erb‐ und Steuer‐
recht attraktiver für private 
finanzielle Unterstützung von 
Hochschulen machen 

‐ die Kultusministerkonferenz 
durch effektive, schlanke 
Bildungskonferenz ersetzen 
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Gleichstellung 
der 
Geschlechter 

‐ mehr Frauenförderung an 
Hochschulen durch Regelun‐
gen zwischen Bund und 
Ländern garantieren 

‐ Geschlechter diskriminie‐
rende Auswahlverfahren 
überwinden 

‐geschlechtsspezifische Be‐
rufs‐ und Studienfachwahl 
aufbrechen durch enge Zu‐
sammenarbeit zwischen 
Schule, Berufs‐ und Studien‐
beratung sowie Elternhaus. 

‐ für mehr Frauen in Leitungs‐
funktionen: konkrete 
Zielvereinbarungen mit  
Hochschulen mit finanziellen 
Sanktionsmöglichkeiten. 

‐ Anteil der Männer beim 
pädagogischen Personal in 
Kitas und Grundschulen deut‐
lich erhöhen, um Jungen 
geschlechtssensible Angebo‐
te und positive Rollenvor‐
bilder zu machen 

 

‐ Schwerpunkt in den MINT‐
Fächern, also Mathematik, 
Informatik, Naturwissen‐
schaften und Technik und 
gezielt dem unterdurch‐
schnittlichen Anteil von 
Frauen in wissenschaftlichen 
Berufen entgegenwirken 

‐ in der Schule verstärkt 
Mädchen für Naturwissen‐
schaften gewinnen 

‐ Barrieren für wissenschaftli‐
che Karrieren von Frauen 
durch spezifische Unterstüt‐
zung abbauen 

 

Integration 
‐ ein inklusives Bildungssys‐
tem auf allen Ebenen für 
Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen 

‐ Chancengleichheit für 
MigrantInnen sichern und 
Ausgrenzung beenden 

‐ Förderung beider Sprachen 
von zweisprachigen Kindern 

‐ von MigrantInnen im Her‐
kunftsland erworbene 
Hochschul‐ und Berufsab‐
schlüsse, Qualifikationen und 
berufliche Erfahrungen aner‐
kennen 

‐ Benachteiligung von Ein‐
wanderkindern beenden. 
Anerkennung ihrer besonde‐
ren Fähigkeiten wie die 
Mehrsprachigkeit und ihrer 
kulturellen Erfahrungen. 

‐ keine Ausgrenzung für Kin‐
der mit Behinderung, für 
Lernschwache und mit unzu‐
reichender Hilfestellung im 
Elternhaus. 

‐ Anerkennungsgesetz für im 
Ausland erworbene Ab‐
schlüsse, das nach spätestens 
sechs Monaten Gewissheit 
gibt. 

‐ Lernen der deutschen Spra‐
che ist zentraler Bildungsauf‐
trag für Kindergärten und 
Grundschulen; hinzu kom‐
men muss die Förderung der 
Erstsprache 

‐ die allgemeinen Schulen so 
verändern, dass sie allen 
SchülerInnen, mit und ohne 
Behinderung, gerecht werden

‐ SchülerInnen mit Behinde‐
rungen haben dabei 
Anspruch auf sonderpädago‐
gische Förderung 
einschließlich der individuel‐
len Hilfen 

‐ erleichterte Anerkennung 
von Berufsabschlüssen, die 
nicht in Deutschland erwor‐
ben wurden 

 

‐ bis 2010 sollen alle Kinder, 
die eingeschult werden, 
deutsch sprechen können 

‐ durch stärkeres Fördern und 
Fordern Teilnahme an Integ‐
rationskursen von Migranten‐
eltern erhöhen 

‐ mehr LehrerInnen für Schu‐
len mit vielen SchülerInnen 
aus bildungsfernen Familien 

‐ Bildungs‐ und Ausbildungs‐
offensive für Migrantinnen 

‐ Ausbau von Förder‐ und 
Regelschulen unter einem 
Dach sowie Förderzweig an 
Regelschulen einführen 

‐ Diagnostik von Hochbega‐
bungen in der Ausbildung von 
ErzieherInnen und LehrerIn‐
nen einführen  
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Kita & 
frühkindliche 
Bildung 

‐ den Rechtsanspruch auf 
ganztägige Betreuung in Kitas 
mit hoher Betreuungsqualität 
verbinden 

‐ Kitagebühren abschaffen 

‐ Kita‐Ausbau vorantreiben, 
um die Betreuung ab eins 
auch für Kinder mit Behinde‐
rungen zu sichern 

‐ Ausbildung von mehr Erzie‐
herInnen fördern 

‐ Recht auf Ganztagsbetreu‐
ung ab eins mit besserem 
Personalschlüssel, bundes‐
einheitlich im SGB VIII 
geregelt.  

‐ in weiteren Schritten voll‐
ständige Gebührenfreiheit 
unter Beteiligung des Bundes 

‐ bessere Aus‐ und Weiterbil‐
dung für ErzieherInnen 

‐ Rechtsanspruch auf gangtä‐
tige Betreuung ab eins 

‐ Kooperationen zwischen 
Kita und Schule, um Über‐
gang zu verbessern 

‐ bundesweite Betreuungs‐
standards für Personalaus‐
stattung und Gruppengröße 

‐ Perspektivisch Hochschul‐
abschluss für ErzieherInnen 

 

‐ verbindliche Sprachtests mit 
vier  

‐ Bildungs‐ und Betreuungs‐
gutschein für jedes Kind ab 
eins – für Krippen, Musik‐
schulen oder Sportvereine 

‐ verbindliche Sprachtests mit 
vier, verbindliche Schulvorbe‐
reitung ab fünf 

‐ Übergang von Kita zu 
Grundschulen verbessern 

‐ Fortbildungsoffensive für 
ErzieherInnen, akademischer 
Abschluss für Leitungsperson 

‐ Budgetautonomie für Kitas 

 

Schule 
‐ Gemeinschaftsschule bis zur 
Klasse 10 bundesweit als 
Regelschule etablieren 

‐ individuelle Förderung ver‐
ankern, statt auf private 
Nachhilfe zu setzen 

‐ Ausbau von Ganztagsschu‐
len mit sozialpädagogischer 
Unterstützung an jeder Schu‐
le 

‐ Bund‐Länder‐Programm für 
die Ausbildung von mehr 
LehrerInnen  

‐Lehr‐ und Lernmittelfreiheit 
sichern 

‐ bundesweite Vertretungen 
von SchülerInnen und Eltern 
durchsetzen 

‐ langfristig das gegliederte 
Schulwesen überwinden. 

‐ Angebot an Ganztagsschu‐
len flächendeckend ausbauen

‐ mindestens eine/n Schul‐
sozialarbeiterIn für Schulen 
mit besonderem Bedarf 

‐ Recht für alle, den Schulab‐
schluss jederzeit gefördert 
nachholen zu können. Die 
Zahl der SchulabbrecherIn‐
nen von jetzt 80.000. jährlich 
um mindestens 10 Prozent 
senken  

‐ Berufsorientierung mit 
umfangreicher Beratung soll 
Pflichtangebot in allen allge‐
meinbildenden Schulen sein 

‐ alle Kinder mindestens bis 
zur 9. Klasse gemeinsam 
lernen 

‐Reform des vielerorts kon‐
zeptionslos eingeführten 
achtjährigen Gymnasiums. 

‐ flächendeckendes Angebot 
an Ganztagsschulen 

‐ Freiheit für Schulen, wie sie 
Bildungsziele erreichen 

‐ verpflichtende Fortbildung 
für LehrerInnen 

‐ Kosten für Lernmittel und 
Mittagessen für einkom‐
menschwache Familien 
ersetzen, perspektivisch für 
alle 

‐ für die Bildungseinrichtun‐
gen und –abschlüsse eines 
gegliederten Schulsystems 
bundesweite Leistungsmaß‐
stäbe entwickeln und 
durchsetzen 

‐ konfessioneller Religions‐
unterricht in allen Ländern 
als Pflichtfach 

‐ Zahl der Schulabbrecher bis 
2012 halbieren 

‐ bedarfsgerechter Ausbau 
von Ganztagsschulangeboten 

‐ Abschaffung von Schulein‐
zugsbereichen 

‐ gleiche Wettbewerbssitua‐
tion für staatliche und freie 
Grundschulen 

‐ Durchlässigkeit durch Netz‐
werke von Schulen stärken 

‐ externe Evaluation von 
Bildungsergebnissen freier 
und öffentlicher Träger 

‐ gegen Regel‐Verbeamtung 
bei Neueinstellung von Leh‐
rern 

‐ Präsenz der Lehrer neben 
dem Unterricht als Arbeits‐
zeit honorieren. 
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Ausbildung 
‐ Ausbildungsumlage im dua‐
len System einführen 

‐ auswahlfähiges Ausbil‐
dungsplatzangebot 
sicherstellen 

‐ Ausbildungsentgelte grund‐
sätzlich tariflich vereinbaren 

‐ außer‐ und überbetriebliche 
Ausbildungen mit betriebli‐
chen gleichstellen 

‐ Jugendarbeitsschutz aus‐
bauen und Jugendvertretung 
stärken 

‐ Schul‐ bzw. Prüfungsgebüh‐
ren in der beruflichen Bildung 
abschaffen 

‐ gesetzliche Abgrenzung von 
Arbeits‐ und Lernverhältnis‐
sen: Berufseinstieg über 
reguläre Arbeitsverträge 
sichern; Praktika mit mindes‐
tens 300 Euro im Monat 
vergüten 

‐ Ausbildungspakt weiter‐
entwickeln und Ausbildungs‐
platzverpflichtungen der 
Wirtschaft weiter erhöhen 

‐ mit dem Ausbildungsplatz‐
bonus auch denen, die schon 
länger eine Lehrstelle suchen, 
helfen  

‐ Berufsausbildungsgarantie 
in außerbetrieblichen Ausbil‐
dungsangeboten für alle über 
20 Jahre ohne Berufsab‐
schluss oder Abitur 

‐ junge ArbeitnehmerInnen 
sollen möglichst ohne Ein‐
kommensverluste in ihrem 
Betrieb eine Ausbildung 
nachholen 

‐ durch regionale oder bran‐
chenspezifische, verpflichten‐ 
de Umlagesysteme Ausbil‐
dungskosten zwischen aus‐ 
bildenden und nicht ausbil‐
denden Betrieben verteilen 

‐ Produktionsklassen sollen 
Schulabschlüsse und Über‐
gänge in eine betriebliche 
Ausbildung fördern 

‐ ein triales Ausbildungssys‐
tem »Dual Plus« einführen: 
bestehendes  »Duale Sys‐
tem« um eine dritte Säule, 
die überbetrieblichen Zent‐
ren, erweitern 

‐ Modularisierung und Aner‐
kennung von Teilqualifi‐
kationen  

‐ durch zusätzlichen Unter‐
richt sollen Jugendliche 
während der Ausbildungszeit 
ein Fachabitur erreichen 
können 

‐ Mindeststandards für Prak‐
tika als Ausbildungsverhältnis 
(300 Euro) 

 

 

 

 

‐ Lernerfolge insbesondere 
der dualen Berufsausbildung 
in Deutschland und inter‐
national besser vergleichbar 
machen 

‐ den erfolgreichen Ausbil‐
dungspakt mit der Wirtschaft 
über 2010 hinaus fortführen 

‐ Deutschland zum Weltmeis‐
ter im Export beruflicher Aus‐ 
und Weiterbildungsangebote 
machen und die Vermarktung 
gezielt fördern 

‐ Förderangebote für Schul‐
abgänger müssen in 
berufliche Ausbildung mün‐
den 

‐ Ausbildungsgänge flexibel 
und modular aufbauen 
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Hochschul‐
zugang 

‐offenen Studienzugang mit 
einem Hochschulzulassungs‐
gesetz bundesweit 
ermöglichen: individuelle 
Auswahlverfahren der Hoch‐
schulen abschaffen 

‐ die Hochschulzulassung 
bundeseinheitlich über ein 
zentrales Serviceverfahren 
regeln  

‐ Möglichkeit für Berufsschü‐
lerInnen, die Fachhochschul‐
reife zu erwerben 

‐ Zugang zum integrierten 
Fachhochschulstudium und 
einer beruflichen Ausbildung 
vergrößern 

‐ TechnikerInnen und Meiste‐
rInnen den Zugang zu 
Hochschulen öffnen 

  ‐ Abschaffung der ZVS 

‐ Anteil beruflich Qualifizier‐
ter durch Anreize für 
Hochschulen erhöhen 

 

 

BAföG & 
Studienfinan‐
zierung 

‐BAföG zur elternunabhängi‐
gen, bedarfsdeckenden und 
repressionsfreien Grundsi‐
cherung ausbauen 

 im ersten Schritt Zwei‐Körbe‐
Modell einführen: eine Min‐
destsicherung für alle, in die 
Kindergeld und Kinderfreibe‐
träge einfließen, und ein am 
sozialen Bedarf ausgerichte‐
ter Vollzuschuss. 

‐ die Höchstdauer der Zah‐
lung an die durchschnittliche 
Studienzeit anpassen 

‐ SchülerInnen aus einkom‐
mensschwachen Familien ab 
der gymnasialen Oberstufe 
finanziell unterstützen.  

‐ Studierenden‐BAföG aus‐
weiten auf spätere Phasen 
der Erwerbsbiografie. Teil‐
zeit‐ und weiterbildende 
Master‐Studiengänge fördern

‐ Bafög‐Bezug auch nach dem 
30. Lebensjahr ermöglichen 

‐ Meister‐BAföG und BAföG 
in einem Erwachsenenfort‐
bildungsgesetz zusammen‐ 
fassen 

‐BAföG regelmäßig an Le‐
benshaltungskosten an‐
passen 

‐ BAföG zum Zwei‐Säulen‐
Modell als Vollzuschuss aus‐
bauen: ein elternunab‐
hängiger Sockelbetrag (über 
dem derzeitigen Kindergeld) 
für alle und ein Zuschuss für 
Studierende aus einkom‐
mensarmen Elternhäusern; 
Kindergeld und Kinderfreibe‐
träge kommen direkt den 
Studierenden zugute 

 

  ‐ elternunabhängige Finan‐
zierung durch Darlehen für 
jeden 

‐ Stipendien von derzeit 2 auf 
10 Prozent der Studierenden 
erhöhen  

‐ 300 € pro Stipendium im 
Verhältnis von 1:1 durch 
öffentliche Hand und private 
Mittel gewährleisten 

‐ Förderung von Bildungs‐
sparkonten einführen 
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Hochschulen 
‐ Studiengebühren abschaf‐
fen 

‐ im Rahmen des Hochschul‐
pakts II die Mittel pro 
Studienplatz erhöhen und 
sich dabei an realen Kosten 
orientieren 

‐ bessere Betreuung im Stu‐
dium 
‐ viertelparitätisch besetzte 
Hochschulgremien und bun‐
desweite Vertretungen von 
Studierenden mit allgemein‐
politischem Mandat 

‐ lernfeindlichen Restriktio‐
nen des Bachelor/Master‐
Systems überwinden  

‐Zugangsbeschränkungen 
beim Übergang vom Bachelor 
zum Master ausschließen 

‐ gebührenfreies Erststudium 
bis einschließlich zum Master 

‐ Hochschulfinanzierung auf 
ein wettbewerbliches Anreiz‐
system nach dem Prinzip 
„Geld folgt den Studieren‐
den“ umstellen 

‐ die Zahl der Studienplätze 
erhöhen; den Hochschulpakt 
umsetzen 

‐ Verbesserung der Lehre an 
den Hochschulen 

‐inneruniversitäre Demokra‐
tie stärken: alle Status‐
gruppen in Entscheidungen 
und Gremien einbinden 

‐ sämtliche Studiengebühren 
abschaffen bzw. deren Ein‐
führung verhindern 

‐ bis 2014 500.000 zusätzliche 
Studienplätze schaffen und 
zum Teil aus einem Bund‐
Länder‐Fonds nach dem Prin‐
zip »Geld folgt Studierenden« 
finanzieren 

‐ tragfähige bundeseinheitli‐
che Regeln für Zulassungen 
und Abschlüsse an Hochschu‐
len und eine starke Service‐
stelle für Hochschulzulassun‐
gen 

‐ jede Absolventin und jeder 
Absolvent eines Bachelorstu‐
diengangs soll einen Master‐
studiengang studieren kön‐
nen. 

‐ soziale Dimension des Bo‐
logna‐Prozesses verbessern: 
Kitas auf dem Campus, Mög‐
lichkeit des Teilzeitstudiums 
und flexible Stundenplanges‐
taltung 

‐ Fachzentren für die Hoch‐
schullehre einrichten 

‐ Paritätisch besetzte Hoch‐
schulgremien 

 

‐ Hochschulpakt soll bis 2019 
fortgesetzt werden 

‐ endlich das Hochschulrah‐
mengesetz abschaffen 

‐ Wettbewerb zwischen 
Hochschulen fördern 

‐ auf geringere Studienabbre‐
cherquoten hinwirken 

‐ „Bologna“ muss überprüft 
und darf nicht schematisch 
auf alle Studiengänge er‐
streckt werden 

 

‐ Abschaffung Hochschul‐
rahmengesetz; 

‐ mehr Systemakkreditierung  

‐ leistungsorientierte Mittel‐
vergabe mit Zielvereinbarun‐
gen für Orchideenfächer 

‐ mit Bildungsgutscheinen 
Hochschulen nach Anzahl der 
Studierenden und Absolven‐
ten finanzieren 

‐ für Hochschulpakt Grund‐
pauschale um 25 Prozent 
erhöhen 

‐ Exzellenzinitiative um Lehre 
und angewandte Forschung 
erweitern 

‐ gemeinsame Studiengänge 
mit ausländischen Hochschu‐
len und Doppelabschlüsse 

‐ wettbewerbsfähige Stan‐
dards für Ausbildung des 
wissenschaftlichen Nach‐
wuchses und Abdeckung des 
Fachkräftemangels entwi‐
ckeln 

‐ Fachhochschulen in Zu‐
sammenarbeit mit Wirtschaft 
ausbauen 

‐ Überführung staatlicher in 
private Hochschulen ermögli‐
chen  
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Weiterbildung 
& 
Lebenslanges 
Lernen 

‐ mit einem Weiterbildungs‐
gesetz den Rechtsanspruch, 
Finanzierung und Qualität 
von Weiterbildung sichern 

‐ Unternehmen in die Ver‐
antwortung nehmen und 
Branchenfonds bilden 

‐ Gesetze von Bund und Län‐
dern zu einer Erwachsenen‐
bildungsförderung ausbauen 
und allen Menschen – unab‐
hängig vom Geldbeutel – 
lebenslanges Lernen ermögli‐
chen 

‐ Weiterbildung mit System 
und Rechtsansprüchen zur 
Sicherung des Fachkräftebe‐
darfs; bis 2015 von jetzt 43 
auf mindestens 50 Prozent 
erhöhen 

‐ insbesondere Teilnahme 
von Geringqualifizierten 
ermöglichen 

‐ Verbesserung der Qualifika‐
tion von MigrantInnen, ein‐
schließlich Sprachförderung 
und Anerkennung ausländi‐
scher Qualifizierung 

‐ Erwachsenen‐BAföG ohne 
Alters‐ und Berufseinschrän‐
kungen für nachholen von 
Abschlüssen 

‐ Arbeitszeitkonten für Wei‐
terbildung nutzen, bei 
Arbeitsplatzwechsel und 
Insolven schützen 

‐ individuelles Bildungssparen 
für alle, für Geringverdiener 
besonders staatlich gefördert 

‐ Bildungsberatung für alle 
und für KMU zur Ausweitung 
betrieblicher Weiterbildung 

‐ Lernzeitkonten der berufli‐
chen WB vor betrieblichen 
Insolvenzen schützen 

‐ Weiterbildung von Berufstä‐
tigen an Hochschulen 
verbessern 

‐ Verbesserung der Qualität 
der Bildungseinrichtungen 
durch mehr Wettbewerb und 
mehr individuelle Förderung 

‐ Bildungspakt der Generati‐
onen für Lebenslanges 
Lernen 

 

Sicherung des 
Fachkräftebe‐
darfs 

 Siehe auch Weiterbildung 

‐ Arbeitsmarkt für ausländi‐
sche AkademikerInnen, für 
Absolventen deutscher Aus‐
landsschulen und Bildungs‐
inländer offen halten.  

‐ Anerkennungsgesetz für im 
Ausland erworbene Ab‐
schlüsse, das nach spätestens 
sechs Monaten Gewissheit 
gibt. 

‐ bei der Ausbildungs‐, Stu‐
dienplatz‐ und Berufswahl 
junge Frauen und junge Män‐
ner darin unterstützen, 
verstärkt neue Wege auszu‐
probieren. Dann würden 
auch weniger Fachkräfte 
fehlen. 

  

 


